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Schwalbach, den ..................................

Lärm in Schwalbach durch neue Flugrouten – wann kommt die angekündigte „Lärmbremse“?

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

im Zusammenhang mit der Inbetriebnahme der neuen Landebahn Nordwest hat die Deutsche Flugsicherung (DFS) die An- und Abflugrouten des Frankfurter Flughafens neu geregelt. Dabei wurde der sog. nördliche Gegenanflug nach Norden verschoben, so dass die Flugzeuge nun Schwalbach unmittelbar überfliegen, teilweise in einer Höhe von weniger als 2.000 Metern. Dies führt dazu, dass Schwalbach ebenso wie der übrige Vordertaunus nun erstmals in erheblicher Weise von Fluglärm betroffen ist.

Der neue Fluglärm reduziert die Lebensqualität im Vordertaunus, bringt gesundheitliche Gefahren mit sich und führt zu Vermögenseinbußen. Dies hat – gerade auch im bürgerlichen Lager – zu einer erheblichen Verärgerung über die hessische Landesregierung geführt. 

Diese Verärgerung ergibt sich zunächst einmal daraus, dass die Fluglärmbelastung im Vordertaunus nach dem Planfeststellungsbeschluss nicht abzusehen war. Es wurde – bewusst? – der Eindruck erweckt, der Vordertaunus sei vom Ausbau des Frankfurter Flughafens nicht negativ betroffen. Die Städte und Gemeinden des Vordertaunus sind am Planfeststellungsverfahren zum Flughafenausbau nicht beteiligt worden. Dass bei der Festsetzung der jetzigen nördlichen Gegenanflugroute erneut keine Beteiligung der betroffenen Kommunen und Anwohner erfolgte, führt zur Rechtswidrigkeit der Gegenanflugroute. Zu diesem Ergebnis kommt ein von der Stadt Bad Soden eingeholtes Gutachten eines Rechtsanwalts, der jüngst im Berliner Flugroutenstreit lärmärmere Flugrouten durchsetzen konnte. 

Die Verärgerung ergibt sich vor allem aber auch daraus, dass sich die hessische Landesregierung nach wie vor nicht ernsthaft für eine Reduzierung des Fluglärms im Vordertaunus einsetzt und – wie zahlreiche Stellungnahmen belegen – nicht alle Möglichkeiten zur Reduzierung des Fluglärms nutzt. Die Aktivitäten der Landesregierung beschränken sich bislang auf Redebeiträge und die Gründung diverser Arbeitskreise.

Sie selbst, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, hatten sich erstmals am 1. November 2011 in der entsprechenden Landtagssitzung zum Thema Fluglärm und den neuen Flugrouten geäußert und eine „Lärmbremse“ angekündigt. Ihre damalige Forderung nach der Entwicklung leiserer Flugzeuge mag zwar die Belastung für künftige Generationen reduzieren, hilft jedoch heute nicht weiter. Darüber hinaus kündigten Sie jedoch auch an, die Ab- und Anflugrouten so gestalten zu wollen, dass die Bürgerinnen und Bürger weniger belastet werden. 

Ich fordere Sie hiermit auf, mit diesem Versprechen ernst zu machen und endlich für eine effektive Lärmreduzierung im Vordertaunus zu sorgen. Erforderlich sind kurzfristig wirksame Maßnahmen; das bloße Vertrösten auf etwaige zukünftige Verbesserungen ist nicht akzeptabel, nachdem so viele Jahre in Bezug auf Fluglärmschutz nutzlos vertan wurden. 

Zu diesen kurzfristigen Maßnahmen zählt auch die Rücknahme des Revisionsantrages des Landes Hessen gegen das vom Verwaltungsgerichtshof Kassel verhängte absolute Nachtflugverbot. Die Menschen wollen in der Nacht ruhig schlafen. Die von Ihnen bei der Frage des Nachtflugverbots angeblich angestrebte Rechtssicherheit ist für die Bürgerinnen und Bürger ohne Belang. 

Ich persönlich werde die Hessische Landesregierung am Erfolg ihrer Bemühungen gegen Fluglärm messen. Die hessische CDU/FDP-Landesregierung ist nämlich durchaus zuständig für eine effektive Fluglärmentlastung, da diese Landesregierung den Bau der neuen Landebahn entscheidend vorangetrieben und durchgesetzt hat und das Land Hessen zudem Großaktionär des Flughafenbetreibers ist. 

Ihrer im Landtag geäußerten Einschätzung, wonach die Geltung des Rhein-Main-Flughafens nicht gegen die Bürgerinnen und Bürger, sondern nur mit den Bürgern erhalten werden könne, kann ich dagegen nur zustimmen.

Mit freundlichen Grüßen

